
Das sagen die beiden Bürgermeisterkandidaten Baris Karabacak (CDU) und Dirk Woschei (SPD)

Von Klaus Plath

UETERSEN Über kommunal-
politische Fragen entscheidet
in Uetersen die Ratsversamm-
lung. Der Bürgermeister sorgt
dafür, dass diese politischen
Beschlüsse umgesetzt werden.
Beim Thema Straßenbaubei-
tragssatzung verhält es sich
ebenso. Die Politik bestimmt,
der Verwaltungsleiter führt
aus. Doch natürlich kann ein
vom Volk gewählter Bürger-
meister eine Meinung zu poli-
tischen Themen haben und
darf diese auch äußern.Unsere
Zeitung hat die beiden in Ue-
tersenzurStichwahlzugelasse-
nen Bürgermeisterkandidaten
Baris Karabacak (CDU) und
Dirk Woschei (SPD) mit dem
ThemaStraßenbaubeitragssat-
zung konfrontiert.
Karabacak sagt: „Ichmöchte

Uetersen zu einer Stadt ma-
chen, in der die Menschen un-
abhängig von ihrem Alter zu-
frieden und glücklich leben.
Dazu gehört für mich die Ent-
lastung der Anlieger und
Grundeigentümergenausowie
stabile Finanzen für eine gute
Zukunft der jüngeren Genera-
tion. Das Land greift denKom-
munen mit derNeuregelung
des Kommunalen Finanzaus-
gleichs ab 2021 und den Coro-
na-Hilfen in den nächstenJah-
ren stark unter die Arme, um
gutdurchdieKrisezukommen
und für die kommenden Her-
ausforderungen gerüstet zu
sein. Als neuer Bürgermeis-
terwerde ich gemeinsam mit
der Ratsversammlung einen
Weg finden, wie wir zukünftig
auf die Erhebung von Straßen-
ausbaubeiträgen verzichten
können“.
WoscheihatzuderFrageder

Einflussmöglichkeiten des
Bürgermeisters auf kommu-
nalpolitische Entscheidungen
ebenfalls eine klare Position:
„Paragraf 55 der Gemeinde-
ordnung bestimmt, dass der
Bürgermeister als Leiter der
Verwaltung (...) die Beschlüsse
der Ratsversammlung vorbe-
reitet und ausführt. Natürlich
darfderBürgermeisterdarüber
hinaus neue Ideen entwerfen
und über das Tagesgeschäft
hinausgehende Projekte vor-
schlagen. Dabei sollte er alle
Akteure und Betroffenen mit-
nehmen und insbesonderemit
den Bürgern auf breiter Basis

diskutieren. Sodann erfolgt die
konkrete Beratung und Be-
schlussfassung in der Ratsver-
sammlung.“
Woschei führt weiter aus,

dass das Thema Straßenaus-
baubeiträgebereits ausführlich
imletztenLandtagswahlkampf
diskutiert wurde: „Die gegen-
seitigen Positionen sind ge-
klärt. Überdies hat sich die
Ratsversammlung einmütig
eine eigene Meinung gebildet.
Raum für eine hiervon abwei-
chende Position des Bürger-
meisters ist bei diesem ausge-
lutschten Thema nicht mehr
gegeben, zumal der Bürger-
meister tatsächlich in dieser

FragekeinerleiEntscheidungs-
kompetenz hat.“ Grundsätz-
lich vertritt Woschei die An-
sicht: „Ein kluger Bürgermeis-
ter vermeidet unnötigen und
fruchtlosen Streit in der kom-
munalen Familie und verwen-
det lieber seine Kraft auf seine
eigentliche Aufgabe, die Füh-
rung der Verwaltung.“

Keiner zahlt
gern Steuern

Auch inderSache istdieHal-
tung des SPD-Kandidaten völ-
lig klar: „Keiner zahlt gerne
Steuern und Abgaben, insbe-
sondere dann, wenn diese Ab-
gaben die übliche eigene Le-

bensführung erheblich beein-
trächtigen können. Ich habe
dahervollesVerständnisfürdie
Forderung von betroffenen
Grundstückseigentümern. In
der Tat ist es die beste Lösung,
dieKosten für denStraßenaus-
bau ausöffentlichenMitteln zu
finanzieren, zumal die Unter-
haltung des öffentlichen Stra-
ßennetzes ohnehin zu den
Pflichtaufgaben der Stadt ge-
hört.“Allerdingskönnemanje-
denEuronur einmal ausgeben,
hält Woschei fest. „Und die
Mittel in unserem städtischen
Haushalt sind äußerst be-
grenzt. Sollte also der Straßen-
ausbau aus städtischenMitteln

finanziert werden, so muss an
anderer Stelle gekürzt werden,
etwa bei der Förderung des
Sports, bei der Pflege und Aus-
stattung von Schulen und Kin-
dergärten oder bei der Unter-
haltungundPflegederöffentli-
chenGrünanlagen.Dietatsäch-
liche Erfahrung aus anderen
Städten, die die Straßenaus-
baubeiträge ersatzlos gestri-
chen haben, zeigt jedoch, dass
der Straßenausbau dort weit-
gehend unterbleibt. Das kann
nur für eine kurze Zeitspanne
gut gehen."
Woscheis Schlussfolgerung:

„Daher begrüße ich die rich-
tungsweisende Position unse-
rer Ratsversammlung aus dem
März2019:DieStraßenausbau-
beiträge werden zu dem Zeit-
punkt ersatzlos gestrichen,
wenn das Land – wie im Land-
tagswahlkampf versprochen –
die Kosten für den kommuna-
lenStraßenausbauausLandes-
mitteln übernimmt.Dann gäbe
es keine Belastung unseres
städtischen Haushalts und alle
wären zufrieden.“ Abschlie-
ßendkündigteran,nachseiner
Wahl gemeinsammit den Bür-
germeistern der anderen be-
troffenen Städte und Gemein-
den und über den Städtebund
dasLand auffordern zuwollen,
die Versprechen aus dem letz-
tenLandtagswahlkampfeinzu-
lösen.

Baris Karabacak (CDU, links) und Dirk Woschei (SPD) wollen Bürgermeister in Uetersen und somit
Chef im Rathaus (Bildhintergrund) werden. FOTO: KLAUS PLATH

Die Kompetenzen eines Bür-
germeisters in Schleswig-Hol-
stein sind begrenzt. Politische
Entscheidungsbefugnis in der
Sache hat er so gut wie nicht.
Politisch zu agieren, ist dem
Kommunalparlament vorbehal-
ten. Und das, obwohl beide
Seiten, Politiker wie Verwal-
tungsleiter indirekterWahlvom
Volk gewählt werden. Da sollte
man dochmeinen: Der Chef
darf entscheiden. Darf er auch,
aber nur innerhalbdesRathau-
ses. Er ist Dienstvorgesetzter
der Verwaltung, nicht Teil des
Ortsparlaments. Insofern istein
Bürgermeister auch gut bera-
ten, sichaufdieseRolle zu kon-
zentrieren. Mandatsträger ha-
ben es zuweilen nicht gern,
wenn ihnen ins Handwerk ge-
pfuscht wird. Es ist allerdings
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überhaupt nichts dagegen ein-
zuwenden, dass sich ein Bür-
germeister positioniert, sich
vielleichtsogaraufdieSeiteder
ihn gewählt habendenBürger-
schaft schlägt. In der Sache
nützt ihm das allerdings nicht
viel. Seine Kompetenz sollte er
daher vielmehr in denGremien
ausüben, denen er angehört
und indeneneretwaszusagen
hat.ZumBeispiel imStädtever-
band.Dakannerdannauchan-
mahnen und sich gegenüber
dem Land deutlicher positio-
nieren, wenn es zumBeispiel
um eine vernünftige Ausstat-
tung der Kommunenmit finan-
ziellenMitteln geht.
Und vielleicht gibt es irgend-
wann ja tatsächlichGeld vom
Land,damitdieKommunenihre
Straßen undWege nicht nur

unterhalten, sondern zu gege-
benerZeitauchneubauenkön-
nen.Einbis zweiMillionenEuro
werden dafür in Uetersen Jahr
für Jahr benötigt. Dann kann
auch die nervige Straßenbau-
beitragssatzung abgeschafft
werden, dannmuss auch nicht
mehr über wiederkehrende
Beiträge oder eine zweckge-
bundeneErhöhungderGrund-
steuer zugunstendesStraßen-
baus –was nur bei einer aus-
geglichenenHaushaltslage
möglich ist–philosophiertwer-
den. Fakt ist (leider), dass die
Stadt derzeit auf Drittmittel an-
gewiesen ist, möchte sie eine
abgängigeStraßenachhaltig in
einen akzeptablen Zustand
versetzen. Und dabei kommt
demBürger eine zentrale Rolle
zu: der des Finanziers.

Sind Sie für oder gegen die
Straßenbaubeitragssatzung?
Das ist eine Frage, die ein Bür-
germeister zwar beantworten
kann, die er aber in der Sache
nicht zu verantworten hat. Zu
verantwortenhaterdieArbeits-
leistungen seinerMitarbeiter.
Insofern sollteman einemKan-
didaten für denChefposten im
Rathaus besser die Frage stel-
len, welche Personalführungs-
qualitäten er aufzuweisen hat.
OderwieesumseineFähigkei-
ten bestellt ist, gegebenenfalls
alsMentor aufzutreten. Beide
Stärkenwerden gebraucht –
nicht nur in Uetersen.

Straßenbaubeiträge in Uetersen
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